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1 Einleitung 

2 Sechste Änderung des Flächennutzungsplanes 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Lahnstein stammt aus dem Jahre 1999. Er 

war in der Zeit von November 1990 bis November 1999 aufgestellt worden. 

Der Stadtrat der Stadt Lahnstein hatte in den öffentlichen Sitzungen am 20. August 2001, 

24. Juni 2002, 26. September 2002 und 16. Juni 2003 die entsprechenden Beschlüsse ge-

fasst, den Flächennutzungsplan’99 zu ändern. Die drei Änderungsverfahren „Auf der Hö-

he“, „Koblenzer Straße“ und „Wehrbereichsverpflegungsamt“ waren am 8. Juli 2005, 

8. April 2005 und 25. November 2005 in Kraft getreten. Eine vierte Änderung („Hohen-

rhein“) wurde am 6. September 2004 von der Höheren Verwaltungsbehörde (SGD Nord) 

versagt. Die fünfte Änderung („Nahversorgungszentrum Hermsdorfer Straße“) ist am 

14. Februar 2014 in Kraft getreten. 
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2.1 Lage des Plangebietes 
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2.2 Geltungsbereich 
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2.3 Anlass der Änderung 

Die Nachfrage nach gewerblichen Bauflächen, die regionalplanerische Funktionszuwei-

sung und das ebenfalls vorhandene örtliche Interesse, hatte bei der Fortschreibung des 

Flächennutzungsplanes in den Jahren 1992-99 Anlass gegeben, verstärkt gewerbliche 

Bauflächen darzustellen. 

Auch die im Aufstellungsverfahren einzuholende „Landesplanerische Stellungnahme“, 

abgegeben am 7. April 1994 durch die Untere Landesplanungsbehörde des Rhein-Lahn-

Kreises, hatte als fünftes von sieben landesplanerischen Zielen infolge der nach dortiger 

Auffassung nicht ausreichend vorgesehenen Gewerbebauflächen zur Verbesserung der 

Wirtschafts- und Infrastruktur gefordert: „Der Entwicklung im produzierenden Gewerbe ist 

Vorrang einzuräumen.“ 

Den übrigen landesplanerischen Vorgaben war im anschließend überarbeiteten Entwurf 

des Flächennutzungsplanes durch Beschlussfassung der städtischen Gremien weitgehend 

gefolgt worden. Allerdings war das vorgenannte fünfte Ziel nicht in vollem Umfang vom 

Stadtrat akzeptiert worden, da man damals schon erkannte, dass dieser prognostizierten 

landesplanerisch gewünschten Entwicklung auf Dauer nicht hinreichend Rechnung ge-

tragen werden könne. 

Begründet wurde dies vom Stadtrat damit, dass die „Landesplanerische Stellungnahme“ 

darlege, gegenüber der Darstellung im Flächennutzungsplanvorentwurf bestehe mindes-

tens noch ein Zusatzbedarf von rund fünf bis zehn Hektar. Die erschließungsfähigen Flä-

chen seien aufgrund der topographischen Verhältnisse allerdings sehr begrenzt, Flächen-

reserven dagegen nicht vorhanden. Desweiteren wurde ausdrücklich darauf hingewiesen, 

dass die Entwicklung im produzierenden Gewerbe forciert werden sollte, wobei allerdings 

auf den Arbeitsplatz bezogene flächenintensive Gewerbeansiedlungen nicht anzustreben 

seien. 

Beide Bedingungen korrespondierten dahingehend, dass ein Vorrang des produzierenden 

Gewerbes bei der weiteren Entwicklung als realitätsfremd anzusehen war. Im produzie-

renden Gewerbe ist bei Neuansiedlungen mit einem durchschnittlichen Flächenverbrauch 

von mindestens 200-300 m² Bruttobauland pro Arbeitsplatz zu rechnen. Da eine derart ex-

tensive Flächennutzung aufgrund der topographischen als auch städtebaulichen Situation 

in der Stadt Lahnstein nicht realisierbar sei, müsse die verstärkte gewerbliche Entwicklung 

der Stadt Lahnstein im tertiären Bereich (Dienstleistungen) gesucht werden - dies auch un-

ter dem von der Landesplanung selbst dargelegten Problem der langfristigen Entflechtung 

der starken Gemengelage im Stadtbereich von Lahnstein. 

Aus diesen Gründen hatte der Stadtrat durch Beschluss eine Modifizierung des fünften 

„Landesplanerischen Ziels“ vorgenommen und eigens neu gefasst: „Der Entwicklung qua-

lifizierter Arbeitsplätze im tertiären Bereich mit angestrebter hoher Arbeitsplatzdichte in 

Kernnähe ist Vorrang einzuräumen.“ 

Im Zug der Flächennutzungsplanung waren die Flächenpotenziale in der Stadt untersucht 

und nach verschiedenen Kriterien geprüft worden. Bewertet wurden die Lage und Erreich-

barkeit der Flächen, die überörtliche Verkehrsanbindung, die mögliche verkehrstechni-

sche Erschließung und die topographische Situation. Auch die Bedeutung der Flächen aus 

landespflegerischer Sicht wurde berücksichtigt. 
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Damals belief sich die Ausweisung im Flächennutzungsplan auf knapp dreißig Hektar Ge-

werbebaufläche, von denen allein elf Hektar auf das Gelände des Güterbahnhofes ent-

fielen. 

In der Summe entstand so ein Überangebot an Gewerbebauflächen in den Darstellungen 

des Flächennutzungsplanes, das mangels tatsächlicher Verfügbarkeit bis heute nicht ge-

nutzt werden konnte. 

Noch während der Flächennutzungsplanung war das Verfahren zur Aufstellung eines Be-

bauungsplanes eingeleitet worden, um in dem von Chr.-Seb.-Schmidt-Straße, Im Machert, 

Koblenzer Straße und Im Mittelgesetz umschlossenen Gebiet das Baurecht für den damals 

im Entstehen befindlichen „Baumarkt“ als auch für das südlich anschließende Gewerbe-

gebiet zu schaffen. Seit 1994 ist dieser Bebauungsplan mit der Nr. 17 rechtskräftig. 

Das Gewerbegebiet war unter der Vorgabe entwickelt worden, hier neben dem Bau-

markt keine weiteren Einzelhandelsbetriebe anzusiedeln und somit die gewerbliche Nut-

zung zu sichern. 

Da seit über zwanzig Jahren keine Investoren Interesse an einem Ankauf der Flächen zur 

Ansiedlung von Unternehmen in der vom Plan vorgegebenen Größenordnung äußerten, 

stellte sich die Notwendigkeit einer zumindest teilweisen Neuordnung des Gebietes in Fra-

ge. 

Die verhaltene Nachfrage nach geeigneten kleinen und mittelgroßen Gewerbegrundstü-

cken konnte in den letzten Jahren insbesondere durch die Baureifmachung des Didierge-

ländes gedeckt werden. 

Gleichzeitig ist seit nach den Angaben des Statistischen Landesamtes Rheinland-Pfalz ein 

deutlicher Rückgang der Zahl sozialversicherungspflichtig Beschäftigter am Arbeitsort zu 

verzeichnen; am 30. Juni 2015 waren es noch 5.682. Dem Erläuterungsbericht zum Flä-

chennutzungsplan lagen hingegen noch Zahlenwerte zugrunde, die einen Bedarf an Ge-

werbebauflächen mit dem damaligen Anstieg der Beschäftigtenzahl von 7.964 aus dem 

Jahr 1970 bis hin zu 8.299 im Jahr 1987 begründeten. Insoweit waren die damaligen Be-

rechnungen der für Lahnstein erforderlichen Gewerbebauflächen von einem Trend aus-

gegangen, der sich anschließend nicht mehr bestätigt hatte. Letztlich haben diese Prog-

nosen nicht dazu beitragen können, die Nachfrage an Gewerbegrundstücken tatsächlich 

zu erhöhen. 

Dagegen war die Suche nach Grundstücken zur Ansiedlung von großflächigem Einzel-

handel in den letzten Jahren zusehends gestiegen. 

Nicht nur im Bereich der Koblenzer Straße, wo sich bereits mehrere Einzelhändler etabliert 

haben, sondern auch in den übrigen gewerblich nutzbaren Flächen des Stadtgebietes, so 

im Didiergelände, auf den Flächen des ehemaligen Verpflegungsamtes und des Güter-

bahnhofes, auf dem Markplatz Niederlahnstein, im Ahlerhof, in der Südallee, im Gewerbe-

gebiet an der Dr.-Walter-Lessing-Straße, an der Gemarkungsgrenze zu Braubach und nicht 

zuletzt auch im Bereich des „Gewerbeparks Hermsdorfer Straße“, wo es vor zwei Jahren zu 

einer Neuausweisung von Sondergebietsflächen kam. In keinem anderen dieser Gebiete 

war es gewollt, das Baurecht für den sogenannten „großflächigen Einzelhandel“ mit mehr 

als 1.200 m² Geschossfläche herzustellen; zum Teil wurde es sogar durch Beschluss entspre-

chender Satzungen ausgeschlossen. 

Auf diese geänderten Rahmenbedingungen muss zwangsläufig reagiert werden. Es ist ab-

sehbar, dass das weitere Vorhalten gewerblicher Bauflächen in diesem Umfang auf Dauer 

zu keinen neuen Ansiedlungen führen wird. 
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Die theoretische Deckung einer potenziellen Nachfrage ist allein durch das Vorhanden-

sein der gewerblichen Bauflächen auf dem Gelände des ehemaligen Güterbahnhofes 

Oberlahnstein möglich. Es sprechen viele Gründe dafür, eher diese Flächen für die künf-

tige gewerbliche Entwicklung Lahnsteins vorzuhalten als den Bereich des Bebauungspla-

nes Nr. 17. Insoweit soll das Potenzial des Güterbahnhofes nicht durch parallel angebo-

tene Konkurrenzflächen, die für andere Zwecke attraktiver sein können, geschmälert wer-

den. 

Angesichts der häufig nachgefragten Einzelhandelsnutzung und eines Investors, der bereit 

ist, die hierfür erforderlichen Grundstücke anzukaufen, bietet sich die Ausweisung eines 

Sondergebietes für den (großflächigen) Einzelhandel im Bebauungsplan Nr. 17 an. Hierfür 

ist das Gebiet auch aus dem Umstand geeignet, dass Einzelhandel entlang der Koblenzer 

Straße bereits vorhanden ist. Darüber hinaus sprechen Lage und Anbindung des Gebietes 

grundsätzlich dafür. 

3 Planung 

Die Umsetzung der Planung folgt in einem aufwändigen Verfahren über mehrere Schritte. 

Im Gegensatz zu der üblichen Bauleitplanung, die nahezu vollständig in den Händen der 

Planungshoheit ausübende Gemeinde gelegt ist, bedarf es bei der Ausweisung von Son-

dergebieten des großflächigen Einzelhandels eines mehrstufigen Verfahrens, das auf der 

Ebene der Landesentwicklung beginnt. 

3.1 Landesentwicklungsprogramm LEP IV 

Aus dem Landesentwicklungsprogramm LEP IV des Landes Rheinland-Pfalz sind zunächst 

die Ziele und Grundsätze der Zentrale Orte-Struktur herzuleiten. Hiernach sind Einrichtun-

gen und Dienstleistungen mit unterschiedlicher funktionaler und damit zentral-örtlicher Be-

deutung der Daseinsvorsorge räumlich zu bündeln. Die Standortgemeinden zentralörtli-

cher Einrichtungen nehmen darüber hinaus Verknüpfungsfunktionen im funktionalen und 

überregionalen Verkehrsnetz war. Die betroffenen Gemeinden definieren und sichern in 

Eigenverantwortung Umfang und Qualität des zentralörtlichen Versorgungsniveaus (Ziel 

Z 35) auf dieser Ebene ist Lahnstein als Mittelzentrum in einem sogenannten „mittelzentra-

len Verbund kooperierende Zentren“ des Verdichtungsraumes Koblenz/Lahnstein ausge-

wiesen, zudem auch Bendorf, Höhr-Grenzhausen, Koblenz und Vallendar gehören. 

Das Ziel Z 45 gibt vor, dass die Daseinsvorsorge in den Zentralen Orten (insbesondere Mit-

telzentren) zu sichern und weiter zu entwickeln ist. Eine Kooperationsempfehlung drückt 

aus, dass für die „kooperierenden Zentren im mittelzentralen Verbund“ für die Sicherung 

der Daseinsvorsorge eine intensive Zusammenarbeit empfohlen wird, um durch interkom-

munale Kooperation Synergieeffekte und ein qualitativ hohes Versorgungsniveau zu si-

chern. 

Dieser Grundsatz G 56 beschäftigt sich mit der wohnortnahen qualitativen Versorgung der 

Bevölkerung mit öffentlichen und privaten Einrichtungen und Dienstleistungen. Deren Si-

cherung soll durch die Zentralen Orte in den Mittelbereichen und in Aufgabenteilung in 

den mittelzentralen Verbünden wahrgenommen werden. 

Einschränkungen formuliert das Ziel Z 57 das sogenannte Zentralitätsgebot. Hiernach ist die 

Einrichtung und Erweiterung von Vorhaben des großflächigen Einzelhandels nur in Zentra-

len Orten zulässig. Betriebe mit mehr als 2.000 m² Verkaufsflächen kommen nur in Mittel- 
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und Oberzentren in Betracht. Eine Ausnahme, nach der Gemeinden ohne zentralörtlichen 

Funktion großflächige Einzelhandels Vorhaben mit bis zu insgesamt 1.600 m² Verkaufsflä-

che vorhalten dürfen, ist möglich, wenn dies zur Sicherung der Grundversorgung der Be-

völkerung erforderlich ist. Von solchen Ausnahmen wird in der Region reger Gebrauch 

gemacht. 

Entscheidend für die Ansiedlung von großflächigen Einzelhandelsbetrieben mit sogenann-

ten innenstadtrelevanten Sortimenten ist das „städtebauliche Integrationsgebot“ des Zie-

les Z 58. Das Landesentwicklungsprogramm bestimmt hiermit, dass solche Betriebe nur in 

städtebaulichen integrierten Bereichen zulässig sind, also in Innenstädten und Stadt- sowie 

Stadtteilzentren. Diese städtebaulich integrierten Bereiche, nach dem Baugesetzbuch 

„zentrale Versorgungsbereiche“ genannt, sind von den Zentralen Orten in Abstimmung mit 

den Regionalplanung verbindlich festzulegen und zu begründen. Diese Regelungen müs-

sen auch eine Liste innenstadtrelevanter und nicht-innenstadtrelevanter Sortimente umfas-

sen. An sogenannten „Ergänzungsstandorten“ der Zentralen Orte sind auch großflächige 

Einzelhandelsbetriebe mit nicht innenstadtrelevanten Sortimenten zulässig. Auch diese sind 

in Abstimmung mit der Regionalplanung festzulegen und zu begründen. Als begrenzte 

Randsortimente können hier auch innenstadtrelevante Sortimente enthalten sein (Ziel 

Z 59). 

Mit dem Ziel Z 60 wird das Nichtbeeinträchtigungsgebot definiert, wonach die Ansiedlung 

und Erweiterung von großflächigen Einzelhandelsbetrieben weder die Versorgungsfunktion 

der städtebaulich integrierten Bereiche noch die der Versorgungsbereiche benachbarter 

Zentraler Orte wesentlich beeinträchtigen dürfen. Das gilt auch auf Auswirkungen der 

Stadtteile von Ober- und Mittelzentren. 

Damit durch einzeln vorgenommene Ansiedlung großflächiger Einzelhandelsbetriebe kei-

ne Überschreitung der Verkaufsflächen vorgenommen werden kann, ist dieser durch das 

sogenannte „Agglomerationsverbot“ entgegen zu wirken (Ziel Z 61). 

In der Begründung und Erläuterung zu den Zielen und Grundsätzen des Kapitels 3.2.3 im 

Landesentwicklungsprogramm LEP IV wird ausgeführt, dass der großflächige Einzelhandel 

wichtige Funktionen einer qualitativ gleichwertigen Versorgung mit Waren und dazu gehö-

rigen Dienstleistungen wahrnimmt. Dem vielfältigen Bedarf von Bevölkerung und Wirtschaft 

kann nur eine räumlich differenzierte Versorgungsstruktur unterschiedlicher Betriebsformen 

gerecht werden. Die Gemeinden sollen durch geeignete planerische Maßnahmen die 

Voraussetzung für die Entwicklung des Handelns im Rahmen ihrer städtebaulichen Ent-

wicklung und unter Berücksichtigung Erreichbarkeit der Standtorte durch ihre Kunden 

schaffen. Die Deckung der Grundversorgung, insbesondere an Nahrungs- und Genussmit-

tel, soll möglichst wohnungsnah und barrierefrei erfolgen können. Die Grundversorgung 

umfasst insbesondere Waren des täglichen, kurzfristigen Bedarfs, zum Beispiel Nahrungsmit-

tel, Drogeriewaren, Kosmetikartikel sowie Haushaltswaren, Glas und Porzellan (Begründung 

zu Grundsatz G 56 und Ziel Z 57). 

Das Landesentwicklungsprogramm erkennt, dass der großflächige Einzelhandel einen we-

sentlichen Beitrag zur Funktionsfähigkeit und Attraktivität der Zentralen Orte leistet. Die 

städtebauliche Integration des Einzelhandels soll spürbare Schwächungen von Innenstadt 

Funktionen vermeiden. Nach dem Ziel Z 58 ist bei der Abgrenzung der städtebaulich inte-

grierten Bereiche sowohl die Nahversorgung als auch ein angemessenes Verhältnis der 

Größenordnung von Verkaufsflächen zwischen Integrierten und Ergänzungsstandorten si-

cher zu stellen und in kommunalen Einzelhandelskonzepten zu begründen. Dabei sind 

auch die Ergänzungsstandorte analog zu den städtebaulich integrierten Bereichen aus ei-
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nem kommunalen Einzelhandelskonzept abzuleiten, dass kommunalspezifische Aussagen 

zur Zentrenrelevanz des Sortiments enthalten muss. Grundsätzlich sind für die Ansiedlung 

und den Ausbau des großflächigen Einzelhandels dort Grenzen zu ziehen, wo die Funkti-

onsfähigkeit des Zentralen Ortes selbst oder die verbrauchernahe Versorgung der Bevöl-

kerung in benachbarten Zentralen Orten wesentlich beeinträchtigt wird. 

Zur Steuerung der Entwicklung außerhalb der Zentralen Versorgungsbereiche soll auch ei-

ne Ausweisung von Ergänzungsstandorten erfolgen. Diese betreffen insbesondere die 

Standorte auf der „grünen Wiese“. Innenstadtrelevanten Sortimente sollen dort in der Re-

gel nicht mehr als zehn Prozent der Verkaufsflächen umfassen. Eine Begrenzung der ab-

soluten Größenordnung ist im Rahmen der raumordnerischen Prüfung von Vorhaben vor 

dem Hintergrund möglicher Beeinträchtigungen der Zentralen Versorgungsbereiche der 

Standortgemeinde und der benachbarten Zentralen Orte zu prüfen. 

Aus den Vorgaben des Landesentwicklungsprogramms sind daher die nächsten drei 

Schritte abzuleiten: 

 Festlegung der städtebaulich integrierten Bereiche (zentrale Versorgungsbereiche) 

unter Beifügung einer Liste in stadtrelevanter und nicht stadtrelevanter Sortimente in 

einem Einzelhandelskonzept (städtebauliches Integrationsgebot); 

 Festlegung des Ergänzungsstandortes; 

 Nachweis des Nichtbeeinträchtigungsgebots. 

3.2 Einzelhandelskonzept der Stadt Lahnstein 

Nach § 9 Abs. 2a Satz 2 BauGB ist ein auf die Erhaltung und Entwicklung Zentraler Versor-

gungsbereiche (ZVB) bezogenes städtebauliches Entwicklungskonzept im Sinne des § 1 

Abs. 6 Nr. 11 BauGB zu berücksichtigen, das Aussagen über diesen Bereich enthält. Dies 

können sogenannte Einzelhandels- und Zentrenkonzepte sein, die im Rahmen der Abwä-

gung zu berücksichtigen sind und die in der kommunalen Planungspraxis in der Regel die 

Grundlage für eine schlüssige und nachvollziehbare Begründung der Ausschluss- und Be-

schränkungsfestsetzungen sind. 

Die Erhaltung und Entwicklung Zentraler Versorgungsbereiche stehen im Mittelpunkt der 

bauleitplanerischen Einzelhandelssteuerung. Dieses Anliegen ist als wichtiger Planungs-

grundsatz durch die BauGB Novelle 2007 in dem Katalog der bei der Bauleitplanung zu 

berücksichtigen Belange (§ 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB) aufgenommen worden. 

Zur Realisierung dieses Ziels bedarf es nicht nur der bauleitplanerischen Absicherung der 

Zentralen Versorgungsbereiche durch entsprechende Gebietsfestsetzungen. Die Erhaltung 

und Entwicklung der Zentren erfordert auch den Ausschluss oder die Beschränkung der Zu-

lässigkeit des zentrenrelevanten Einzelhandels außerhalb der Zentralen Versorgungsbe-

reiche. Um die Innenstädte, Stadtteilzentren und Ortszentren zu stützen und zu stärken und 

um eine möglichst wohnungsnahe Grundversorgung durch entsprechende Nah- und 

Grundversorgungszentren zu sicher, muss regelmäßig die Zulässigkeit von Einzelhandelsbe-

trieben mit innenstadtrelevanten Sortimenten außerhalb der Zentren durch entspre-

chende Bebauungsplanfestsetzungen ausgeschlossen oder beschränkt werden. 

Eine zentrenorientierte Einzelhandelssteuerung durch Bebauungspläne ist in der Regel nur 

auf der Grundlage eines fundiertes Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes zu rechtfertigen 

und rechtssicher durchzusetzen. Für ein solches Konzept müssen die tatsächlichen Verhält-

nisse, insbesondere die Angebots- und Nachfrage-Struktur im Einzelhandel untersucht, die 
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bestehenden Versorgungsschwerpunkte städtebaulich bewertet und die Rahmenbedin-

gungen und Spielräume für künftige Entwicklungen solide abgeschätzt werden. Aus die-

sen handelswirtschaftlichen und städtebaulichen Untersuchungen können dann die Ent-

wicklungsziele abgeleitet sowie die Zentralen Versorgungsbereiche und die Sonderstand-

orte für die großflächigen Einzelhandel mit nicht-innenstadtrelevanten Hauptsortimenten 

räumlich und funktional bestimmt werden. Außerdem wird auf der Basis der Bestandsana-

lyse und der Entwicklungsziele eine ortsspezifische Liste der nahversorgungs- und innen-

stadtrelevanten Sortimente festgelegt. Standortkonzept und Sortimentsliste werden dann 

durch bestimmte Grundsätze für die räumliche Steuerung des Einzelhandels miteinander 

zu sogenannten „Ansiedlungsregeln“ verknüpft. 

Ein derartiges vom Stadtrat beschlossenes Konzept ist als städtebauliches Entwicklungs-

konzept im Sinne des § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB eine wichtige Grundlage nicht nur für alle 

Positivplanungen zur Umsetzung des Standortkonzeptes, sondern vor allem auch für Be-

bauungspläne, die den zentrenrelevanten Einzelhandel außerhalb der festgelegten Zent-

ralen Versorgungsbereiche ausschließen oder beschränken. 

Durch Ausschluss- und Beschränkungsfestsetzungen kann der zentrenrelevante Einzelhan-

del in einem Bebauungsplan nach § 1 Abs. 5 und 9 BauNVO ausgeschlossen oder einge-

schränkt werden. 

Der Stadtrat der Stadt Lahnstein hatte in den Jahren 2010-11 ein Einzelhandelskonzept er-

arbeitet, das letztlich in der Sitzung am 19. Dezember 2011 beschlossen wurde. In diesem 

Einzelhandelskonzept sind wesentliche Zielsetzungen und Grundsätze der Lahnsteiner Ein-

zelhandel- und Standortentwicklung dargelegt. 

Eine Fortschreibung des Einzelhandelskonzeptes wurde im Folgejahr durchgeführt und 

wiederum durch den Stadtrat beschlossen. Gründe für die Fortschreibung waren Vorha-

benplanungen am Standortbereich Koblenzer Straße. Diese führte nicht zu einer Änderung 

im ursprünglichen Einzelhandelskonzept getätigten Aussagen für den Standort Hermsdorfer 

Straße. Bezug genommen wird daher auf das fortgeschriebene Konzept nach der aktuel-

len Beschlussfassung des Stadtrates vom 17. Dezember 2012. 

Sowohl dem ursprünglichen Einzelhandelskonzept als auch seiner Fortschreibung waren 

umfangreiche Bestandsaufnahmen, Bewertungen und Schlussfolgerungen zugrunde ge-

legt worden. Beteiligungsverfahren der Öffentlichkeit als auch Behörden und Nachbar-

städten wurden durchgeführt, die entsprechenden Abwägungen in öffentlicher Sitzung 

des Stadtrates vorgenommen. 

Zur Erfassung und Bewertung der Einzelhandelssituation sowie der städtebaulichen Stand-

ortmerkmale war zuvor im August 2010 eine flächendeckende Vollerhebung des Laden-

einzelhandels geführt worden. Neben den laufenden Abstimmungsgesprächen zwischen 

dem Gutachterbüro und der Verwaltung wurde ein prozessbegleitender Arbeitskreis ein-

gerichtet. Diese enge Einbindung relevanter Akteure gewährleistete, dass alle notwendi-

gen Informationen in das Einzelhandelskonzept einfließen konnten und sämtliche Zwi-

schenschritte mit einem breitbesetzten Gremium diskutiert wurden. 

3.3 Städtebauliches und raumordnerisches Verträglichkeitsgutachten 

Zum Vorhaben wurde ein Gutachten durch das Büro Stadt+Handel, Dortmund, erarbeitet, 

das ab Seite 36 abgedruckt ist. 
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3.4 Raumordnerische Prüfung 

Für die Einzelhandelsansiedlung wurde gemäß § 16 ROG i.V.m. § 18 LPlG eine vereinfachte 

raumordnerische Prüfung durchgeführt, deren Ergebnis ab Seite 90 abgedruckt ist. 

3.5 Flächennutzungsplan der Stadt Lahnstein 

Der geltende Flächennutzungsplan der Stadt Lahnstein wurde nach Erteilung der Geneh-

migung durch die Höhere Verwaltungsbehörde (heutige Struktur- und Genehmigungsdi-

rektion Nord) am 12. November 1999 bekannt gemacht und trat damit in Kraft. In den 

Folgejahren wurden fünf Änderungsverfahren durchgeführt, um einzelne Flächen eine 

neue Art der baulichen Nutzung zuzuweisen. 

 

Die Flächennutzungsplan-Änderung bedarf aus Gründen der zu ändernden Nutzung als 

Sonderbaufläche für Einzelhandel einer Reihe von Prüfungen zur Feststellung der Raumver-

träglichkeit nach dem Landesplanungsgesetz unter Berücksichtigung des Landesentwick-

lungsprogramms LEP IV, die vor den entscheidenden Beschlüssen des Stadtrates durch-

geführt wurden. 

3.6 Landesplanerische Stellungnahme 

Nach § 20 des Landesplanungsgesetzes (LPlG) ist bei der Aufstellung eines Flächennut-

zungsplanes die Landesplanerische Stellungnahme bei der zuständigen Landesplanungs-

behörde zu beantragen. In ihr werden die bei der Aufstellung des Flächennutzungsplanes 

zu beachtenden Ziele der Raumordnung und Landesplanung bekannt gegeben. 

Die Bauleitpläne sind gemäß § 1 Abs. 4 BauGB diesen Zielen der Raumordnung und Lan-

desplanung anzupassen. Die Ziele der Raumordnung und Landesplanung wirken verbind-

lich. Die Gemeinde hat kein Recht, sie im Rahmen der Abwägung in eigener Entschei-

dung mit anderen Belangen abzuwägen oder sie zu relativieren. 

Die Ziele sind der gemeindlichen Bauleitplanung vorgegeben, in dem Sinne, dass alles zu 

unterlassen ist, was die Verwirklichung der Ziele vereiteln oder wesentlich erschweren 

könnte. 

Das Ergebnis der vereinfachten raumordnerischen Prüfung kann nach dortiger Feststellung 

gleichzeitig als Landesplanerische Stellungnahme übernommen werden. 

Die Vorgaben der Landes- und Regionalplanung werden gemäß der durch den Stadtrat 

beschlossenen Abwägungsergebnisse bei der weiteren Bearbeitung berücksichtigt und 

eingearbeitet. 

3.7 Umweltbericht 

Nach den Regelungen des § 2 Abs. 4 Satz 1 und des § 2a BauGB ist für die Belange des 

Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB im Zuge der kommunalen Bauleit-

planung auf allen Planungsebenen eine Umweltprüfung durchzuführen, in welcher die vo-

raussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen der Planung ermittelt und in einem Um-

weltbericht beschrieben und bewertet werden. 
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In welchem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange für die Abwägung 

erforderlich ist, ist für jeden Bauleitplan (Flächennutzungsplan und Bebauungsplan) von 

der Gemeinde festzulegen (§ 2 Abs. 4 Satz 2 BauGB). 

Hierzu werden im Rahmen der frühzeitigen Behördenbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB 

die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch 

die Planung berührt werden kann, auch zur Äußerung im Hinblick auf den erforderlichen 

Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung aufgefordert (Scoping). 

Die Umweltprüfung bezieht sich auf das, was nach gegenwärtigem Wissensstand und all-

gemein anerkannten Prüfmethoden sowie nach Inhalt und Detaillierungsgrad des Bauleit-

plans angemessenerweise verlangt werden kann (§ 2 Abs. 4 Satz 3 BauGB). Das Ergebnis 

der Umweltprüfung ist in der Abwägung zu berücksichtigen (§ 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB). 

Nach Abschluss des Planverfahrens überwachen die Gemeinden die erheblichen Um-

weltauswirkungen, die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbe-

sondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in der La-

ge zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. 

Sie nutzen dabei die im Umweltbericht angegebenen Überwachungsmaßnahmen und 

die Informationen der Behörden (§ 4c BauGB). Dazu unterrichten die Behörden die Ge-

meinde, sofern nach den ihnen vorliegenden Erkenntnisse die Durchführung des Bauleit-

plans erhebliche, insbesondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen auf die Um-

welt hat (§ 4 Abs. 3 BauGB). 

Nach § 2a bzw. § 10 Abs. 4 BauGB ist dem Bauleitplanung eine zusammenfassende Erklä-

rung beizufügen über die Art und Weise, wie die Umweltbelange und die Ergebnisse der 

Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung berücksichtigt wurden, und aus welchen Grün-

den der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht kommenden anderweitigen 

Planungsmöglichkeiten gewählt wurde. 

Die zusammenfassende Erklärung wird nach der öffentlichen Auslegung gemäß § 3 

Abs. 2 BauGB und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 

gemäß § 4 Abs. 2 BauGB im Zusammenhang mit der abschließenden Abwägung durch 

den Gemeinderat und der Beschlussfassung über den Bauleitplan erstellt. 

4 Verfahren zur Änderung 

4.1.1 Rechtsgrundlagen 

 Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 

23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 2 Absatz 3 

des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808); 

 Gemeindeordnung (GemO) in der Fassung vom 31. Januar 1994 (GVBl. S. 153), 

zuletzt geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 2. März 2017 (GVBl. S. 21); 

 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Be-

kanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Arti-

kel 2 Absatz 14b des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBl. I S. 2808); 

 Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - 

BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 4 

des Gesetzes vom 29. Mai 2017 (BGBl. I S. 1298); 
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 Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG) in der 

Fassung vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 122 des 

Gesetzes vom 29. März 2017 (BGBl. I S. 626); 

 Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 24. November 1998 

(GVBl. S. 365), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. Juni 2015 (GVBl. S. 77); 

 Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft (Lan-

desnaturschutzgesetz - LNatSchG) vom 6. Oktober 2015 (GVBl S. 283), zuletzt 

geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 21. Dezember 2016 (GVBl. S. 583); 

 Landesplanungsgesetz (LPlG) vom 10. April 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 6. Oktober 2015 (GVBl. S. 283, 295); 

 Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), zuletzt 

geändert durch Artikel 2 Absatz 15 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 

(BGBl. I S. 2808); 

 Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des 

Planinhalts (Planzeichenverordnung - PlanZV) vom 18. Dezember 1990 

(BGBl. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 

4. Mai 2017 (BGBl. I S. 1057); 

 Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverord-

nung -BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 

(BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Mai 2017 

(BGBl. I S. 1057); 

 Wassergesetz für das Land Rheinland-Pfalz (Landeswassergesetz - LWG) in der 

Fassung vom 14. Juli 2015 (GVBl. S. 127), zuletzt geändert durch § 28 des Geset-

zes vom 27. November 2015 (GVBl. S. 383). 

4.1.2 Bestandteile der Planung 

Bestandteile sind: 

 eine Planzeichnung im Maßstab 1:5000 (unmaßstäblich abgebildet auf Sei-

te 33 ff.) und 

 diese Begründung. 

Beigefügt ist: 

 Umweltbericht, erstellt durch das Fachbüro SAI (Stadtplanung Architektur Im-

missionschutz) vom 8. September 2017, Verfasser Dipl.-Ing. Christian Deichmüller 

(Anlage U); 

 Fachbeitrag Naturschutz, erstellt durch Kock Consult GmbH vom August 2016, 

Verfasser Dipl.-Ing. Michael Mansfeld und Dipl.-Biol. Erika Tönnes (Anlage N); 

 Städtebauliches und raumordnerisches Verträglichkeitsgutachten für die An-

siedlung eines Lebensmitteldiscounters in Lahnstein, erstellt durch Stadt+Handel 

vom 10. November 2015, Verfasser Marc Föhrer und Andreas Q. Schuder (Sei-

te 36 ff.); 
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 Raumordnerisches Prüfungsergebnis gemäß § 16 ROG i.V.m. § 18 LPlG für das 

Vorhaben „Geplante Verlagerung des L-Marktes“ vom 16. März 2016, heraus-

gegeben durch die Struktur- und Genehmigungsdirektion Nord, Koblenz (Sei-

te 90 ff.). 

Nachrichtlich der öffentlichen Auslegung (vor Ort) beigefügt ist: 

 Einzelhandelskonzept für die Stadt Lahnstein 2012, Fortschreibung beschlossen 

durch den Rat der Stadt Lahnstein am 17. Dezember 2012, erstellt durch 

Stadt+Handel; Verfasser Marc Föhrer und Andreas Q. Schuder. 

4.2 Verfahren 

4.2.1 Aufstellungsbeschluss 

Der Stadtrat der Stadt Lahnstein hat in öffentlicher Sitzung am 3. November 2016 

gemäß § 1 Abs. 3 in Verbindung mit § 2 Abs. 1 BauGB (Baugesetzbuch) den Be-

schluss gefasst, für den Bereich des rechtskräftigen Bebauungsplanes Nr. 17 eine 

dritte Änderung i.V.m. der Änderung und Erweiterung des rechtskräftigen Bebau-

ungsplanes Nr. 17Ä2/39 durchzuführen. 

Der Aufstellungsbeschluss wurde gleichzeitig mit der anstehenden Beteiligungen 

der Öffentlichkeit im Rhein-Lahn-Kurier Nr. 46 am 18. November 2016 bekannt ge-

macht. 

4.2.2 Beteiligung der Öffentlichkeit 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB fand in Form einer ein-

wöchigen öffentlichen Auslegung der Planunterlagen in der Zeit vom 

28. November 2016 bis 2. Dezember 2016 statt. Sie wurde am 18. November 2016 

im Rhein-Lahn-Kurier Nr. 46 bekannt gemacht. Es wurde Gelegenheit zur Äußerung 

und Erörterung gegeben. 

Eingegangene Stellungnahmen mit abwägungsrelevantem Inhalt sind im Ab-

schnitt 4.3.1.1 ab Seite 16 gelistet. 

4.2.3 Beteiligung der Behörden 

Parallel zur Öffentlichkeitsbeteiligung wurden die Behörden und sonstigen Träger 

öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden 

kann, gemäß § 4 BauGB mit Schreiben vom 21. November 2016 um Abgabe einer 

Stellungnahme zur Planung gebeten worden. 

Mit Fristsetzung von einem Monat - entsprechend dem 24. Dezember 2016 - wur-

den die Behörden aufgefordert, auch Aufschluss über beabsichtigte und bereits 

eingeleitete Planungen und sonstige Maßnahmen zu geben, die für die städte-

bauliche Entwicklung und Ordnung des Gebiets bedeutsam sein können. 
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Es wurde darauf hingewiesen, dass bei nicht fristgemäßer Äußerung davon ausge-

gangen wird, dass die von den Trägern wahrzunehmenden öffentlichen Belange 

nicht berührt werden. 

Keine Stellungnahme wurde abgegeben von: 

 Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesdenkmalpflege, Mainz; 

 Landesamt für Vermessung und Geobasisinformation, Koblenz. 

Fristgemäße Stellungnahmen ohne abwägungsrelevante Inhalte für die Flächen-

nutzungsplanung wurden vorgebracht von: 

 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleitungen der Bundes-

wehr - mit Schreiben vom 8. Dezember 2016, eingegangen per Email am 

8. Dezember 2016; 

 Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, Region Mitte, Frankfurt am Main - mit 

Schreiben vom 23. Dezember 2016, eingegangen am 23. Dezember 2016 und 

mit Schreiben vom 28. Dezember 2016, eingegangen am 29. Dezember 2016; 

 Energienetze Mittelrhein, Koblenz - mit Schreiben vom 9. Dezember 2016, einge-

gangen am 14. Dezember 2016; 

 Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie, Koblenz - mit 

Schreiben vom 30. November 2016, eingegangen am 2. Dezember 2016; 

 Handwerkskammer Koblenz, Koblenz - mit Schreiben vom 12. Dezember 2016, 

eingegangen am 12. Dezember 2016; 

 Industrie- und Handelskammer zu Koblenz, Geschäftsstelle Montabaur - mit 

Schreiben vom 20. Dezember 2016, eingegangen am 21. Dezember 2016; 

 Landesbetrieb Mobilität Rheinland-Pfalz, Diez - mit Schreiben vom 

12. Dezember 2016, eingegangen am 19. Dezember 2016; 

 Ministerium für Wissenschaft, Weiterbildung und Kultur - mit Schreiben vom 

21. Dezember 2016, eingegangen am 23. Dezember 2016. 

Eingegangene Stellungnahmen mit abwägungsrelevantem Inhalt sind im Ab-

schnitt 4.3.2.1 ab Seite 20 gelistet. Spätere Stellungnahmen waren nicht zu ver-

zeichnen. 

4.3 Abwägungsrelevante Eingaben 

4.3.1 Beteiligung der Öffentlichkeit 

4.3.1.1 Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 1 BauGB 
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4.3.1.1.1 Rosmarie Bührmann Müller, Sebastianusstraße 52 - mit Schreiben vom 2. Dezember 2016, 

eingegangen am 2. Dezember 2016 
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 Ermittlung des Abwägungsmaterials: Thematik der geplanten Nutzungen (Art), Abschnitt 4.4.1 auf 

Seite 30. 
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4.3.1.1.2 Simone Dietzler, Salzheck 8, Dieblich - mit Schreiben vom 2. Dezember 2016, eingegangen am 

2. Dezember 2016 

 

 Ermittlung des Abwägungsmaterials: Thematik der geplanten Nutzungen (Art), Abschnitt 4.4.1 auf 

Seite 30. 
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4.3.2 Beteiligung der Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 

4.3.2.1 Beteiligungsverfahren nach § 4 Abs. 1 BauGB 

4.3.2.1.1 Industrie- und Handelskammer zu Koblenz, Geschäftsstelle Montabaur - mit Schreiben vom 

20. Dezember 2016, eingegangen am 21. Dezember 2016 

 

 Ermittlung des Abwägungsmaterials: Thematik der geplanten Nutzungen (Art), Abschnitt 4.4.1 auf 

Seite 30. 
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4.3.2.1.2 Kreisverwaltung des Rhein-Lahn-Kreises, Untere Landesplanungsbehörde, Bad Ems - mit 

Schreiben vom 29. November 2016, eingegangen am 30. November 2016 

 

 Ermittlung des Abwägungsmaterials: Thematik der geplanten Nutzungen (Art), Abschnitt 4.4.1 auf 

Seite 30. 
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4.3.2.1.3 Landesamt für Geologie und Bergbau, Mainz - mit Schreiben vom 16. Dezember 2016, 

eingegangen am 19. Dezember 2016 
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 Ermittlung des Abwägungsmaterials: Thematik der Archäologie, Geologie und des Bergbaus, Ab-

schnitt 4.4.4 auf Seite 32. 
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4.3.2.1.4 Stadtverwaltung Koblenz - mit Email vom 16. Dezember 2016 

 

 Ermittlung des Abwägungsmaterials: Thematik der geplanten Nutzungen (Art), Abschnitt 4.4.1 auf 

Seite 30. 
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4.3.2.1.5 Struktur und Genehmigungsdirektion Nord, Koblenz - mit Schreiben vom 16. Dezember 2016, 

eingegangen am 22. Dezember 2016 
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 Ermittlung des Abwägungsmaterials: Thematik der geplanten Nutzungen (Art), Abschnitt 4.4.1 auf 

Seite 30; Thematik des Immissionsschutzes, Abschnitt 4.4.3 auf Seite 31. 
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4.4 Bewertung und Gewichtung des Abwägungsmaterials sowie 

Würdigung 

Dem ermittelten, bewerteten und gewichteten Abwägungsmaterial liegen die 

nachfolgenden, in allen Verfahrensschritten eingegangenen Stellungnahmen zu-

grunde: 
4.3.1.1.1 Rosmarie Bührmann Müller, Sebastianusstraße 52 - mit Schreiben vom 2. Dezember 2016, eingegangen am 

2. Dezember 2016 ______________________________________________________________________________________ 17 
4.3.1.1.2 Simone Dietzler, Salzheck 8, Dieblich - mit Schreiben vom 2. Dezember 2016, eingegangen am 

2. Dezember 2016 ______________________________________________________________________________________ 19 
4.3.2.1.1 Industrie- und Handelskammer zu Koblenz, Geschäftsstelle Montabaur - mit Schreiben vom 

20. Dezember 2016, eingegangen am 21. Dezember 2016 ________________________________________________ 20 
4.3.2.1.2 Kreisverwaltung des Rhein-Lahn-Kreises, Untere Landesplanungsbehörde, Bad Ems - mit Schreiben vom 

29. November 2016, eingegangen am 30. November 2016 ________________________________________________ 21 
4.3.2.1.3 Landesamt für Geologie und Bergbau, Mainz - mit Schreiben vom 16. Dezember 2016, eingegangen am 

19. Dezember 2016 _____________________________________________________________________________________ 22 
4.3.2.1.4 Stadtverwaltung Koblenz - mit Email vom 16. Dezember 2016 _____________________________________________ 24 
4.3.2.1.5 Struktur und Genehmigungsdirektion Nord, Koblenz - mit Schreiben vom 16. Dezember 2016, eingegangen 

am 22. Dezember 2016 _________________________________________________________________________________ 25 

 

4.4.1 Thematik der geplanten Nutzungen (Art) 

Durch die vorgesehenen Änderungen der Bauleitpläne wird eine neue, zusätzliche 

Fläche für großflächigen Einzelhandel als Sondergebiet im Flächennutzungsplan 

dargestellt bzw. im Bebauungsplan festgesetzt. 

Die hier zugrunde liegenden Rahmenbedingungen sind in aller Ausführlichkeit in 

den im Beteiligungsverfahren ausgelegten Unterlagen erläutert. Insbesondere ist es 

der Nachweis der städtebaulichen und raumordnerischen Verträglichkeit, der in 

einem qualifizierten Gutachten eingeholt wurde und zu dem Ergebnis kommt, dass 

eine Verlagerung und Erweiterung des Lebensmittel-Discounters möglich ist. 

Die SGD Nord hat hierzu eine vereinfachte raumordnerische Prüfung durchgeführt 

und im Ergebnis bestätigt, dass das Vorhaben in der beabsichtigten Größe umge-

setzt werden kann. Hierzu werden diese Vorgaben im Bebauungsplan verbindlich 

festgesetzt. 

Ebenso verbindlich wird im Zuge der Bebauungsplan-Änderung eine Sortimentsbe-

schränkung am alten Standort des Discounters vorgenommen. Da dort nach dem 

gelten Bebauungsplan Verkaufsflächen bis zu 1.875 qm zulässig sind (obwohl nicht 

vom jetzt ansässigen Discounter in voller Höhe ausgeschöpft), kommt es rein rech-

nerisch mit der jetzt erlaubten maximalen Verkaufsfläche von 1.690 qm nicht ein-

mal zu einem „Mehr“ an Fläche für den Handel mit Nahrungs- und Genussmitteln. 

Eben diese Sortimente werden folgerichtig am Altstandort nun ausgeschlossen. Auf 

der dortigen Fläche kann künftig nur noch Einzelhandel mit den Sortimenten der 

spezifisch für Lahnstein festgelegten Sortimente der „Lahnsteiner Liste“ betrieben 

werden. 
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Diese Sortimente auf der nun ebenfalls auf 1.690 qm beschränkten Verkaufsfläche 

sind das effektive „Plus“ an Einzelhandel, das durch die Bebauungsplan-Änderung 

im Bereich der Koblenzer Straße geschaffen wird. 

Hieraus resultierend können die geäußerten Bedenken, dass Nachteile in den an-

deren Versorgungsbereichen der Stadt zu erwarten sind, nicht geteilt werden. In-

soweit kann deswegen auch nicht erwartet werden, dass aufgrund eines voraus-

gesetzten „Konkurrenzschutzes“ Abstand von der Planung genommen wird. 

Unbestritten ist, dass das effektive „Plus“ an Einzelhandelsfläche (Alt-Discounter im 

Verhältnis zu vergrößertem Neu-Discounter zzgl. Nachnutzung) in der Koblenzer 

Straße das Verkehrsaufkommen erhöhen wird. Hierzu wurde im Vergleich zwischen 

jetzigem Stand und künftigem Endzustand das zusätzliche Verkehrsaufkommen 

ermittelt. Hieraus resultieren keine Bedenken. 

Abwägungsvorschlag 4.4.1: 

Die Inhalte der vorgebrachten Stellungnahmen werden nicht geteilt und führen 

zu keiner Änderung der Planung. 

4.4.2 Thematik der Altlasten und des Bodenschutzes 

Für den relevanten Teilbereich des ehemaligen Firmengeländes wurde 2016 eine 

historische Recherche durchgeführt. Im Rahmen dieser Untersuchung wurden kei-

ne konkreten Hinweise auf Anlagen mit besonders hohem Kontaminationspo-

tenzial gefunden. Sofern vorhanden, lagen entsprechende Anlagen an einem 

Standort außerhalb des Untersuchungsbereiches oder an anderen Produktions-

standorten der dort ansässigen Firma. Zwischenzeitlich durchgeführte Bodenunter-

suchungen haben diese Aussage bestätigt. Die historische Recherche sowie die 

Bodenuntersuchung sind als Anlage der Begründung beigefügt. 

Abwägungsvorschlag 4.4.2.: 

Die Inhalte der vorgebrachten Stellungnahmen werden geteilt, konnten aber 

zwischenzeitlich durch entsprechende Untersuchungen widerlegt werden und 

führen damit zu keiner Änderung der Planung. 

4.4.3 Thematik des Immissionsschutzes 

Eine Immissionsproblematik zwischen den Nutzungen eines Gewerbegebietes und 

dem bestehenden östlich angrenzenden Mischgebiet des Bebauungsplanes „Ernst 

Dänzer Straße“ (vormals Bebauungsplan Nr. 7/9 - Industrieanbindung Stadtteil Nie-

derlahnstein an die B 42, nach dessen Änderung bzw. Teilaufhebung im Jahr 2007 

unter dem neuen Namen weitergeführt) war bereits im ursprünglichen Bebau-

ungsplan Nr. 17 thematisiert worden und durch entsprechende Festsetzungen ab-

gesichert gewesen. 
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Die nun festzusetzende Nutzung eines Sondergebietes erfährt ihren Nachweis 

durch eine aktuelle, auf die neue Planungslage bezogene Schalltechnische Unter-

suchung, die Bestanteil der Begründung zum Bebauungsplan ist. 

Im Ergebnis ist festzuhalten, dass schädliche Umwelteinwirkungen im Sinne des Bun-

desimmissionsschutzgesetzes nicht zu erwarten sind. 

Abwägungsvorschlag 4.4.3: 

Die Inhalte der vorgebrachten Stellungnahmen werden geteilt, konnten aber 

zwischenzeitlich durch entsprechende Untersuchungen widerlegt werden und 

führen damit zu keiner Änderung der Planung. 

4.4.4 Thematik der Archäologie, Geologie und des Bergbaus 

Die Hinweise zu ehemaligem Bergbau auf Erze in der Gemarkung Niederlahnstein 

werden zur Kenntnis genommen, aufgrund der gegebenen Entfernung zur „Ho-

henrheiner Hütte“ aber nicht als bedenkenswert geteilt. 

 

Der Direktion Landesarchäologie liegen zwar keine konkreten Hinweise auf archä-

ologische Fundstellen vor; anderseits wird in der Stellungnahme ausgeführt, es sei 

eine „frühgeschichtliche Fundstelle“ in der Umgebung des Planungsbereiches be-

kannt. Daher wird der Planungsbereich aus geographischen und topographischen 

Gesichtspunkten als „archäologische Verdachtsfläche“ eingestuft. Dementspre-

chend könnten hier bei Bodeneingriffen bisher unbekannte archäologische 

Denkmäler zu Tage treten, die vor ihrer Zerstörung durch die Baumaßnahmen 

fachgerecht untersucht werden müssen (§ 19 Abs. 1 Denkmalschutzgesetz Rhein-

land-Pfalz). Der Bauherr ist in diesem Bereich verpflichtet, den Beginn von Erdarbei-

ten mit der Direktion Landesarchäologie rechtzeitig (zwei Wochen vorher) abzu-

stimmen (§ 21 Abs. 2 Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz). 

Aufgrund der konkreten Einstufung als „archäologischen Verdachtsfläche“ ver-

bleibt es hier nicht bei dem üblichen Hinweis im Bebauungsplan; vielmehr wird von 

der Möglichkeit der Einbringung als „Nachrichtliche Übernahme“ Gebrauch ge-

macht und dieser unmittelbar in die Bebauungsplan-Festsetzungen aufgenom-

men. 

Abwägungsvorschlag 4.4.4: 

Die Inhalte der vorgebrachten Stellungnahmen werden zur Kenntnis 

genommen, aber hinsichtlich der „Hohenrheiner Hütte“ nicht geteilt. 

Die genannten Verpflichtungen des Bauherrn werden in den Bebauungsplan 

aufgenommen. 



 

6. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES’99 

PLANUNG UND BEGRÜNDUNG 

ENTWURFSFASSUNG VOM 04.10.2017  

 

SEITE 33 VON 109 

5 Darstellung der Änderungsfläche 

Durch die sechste Änderung des Flächennutzungsplanes der Stadt Lahnstein sollen Teil-

bereiche der östlichen Seite der Koblenzer Straße in der Größenordnung von etwa 

1,2 Hektar in eine Sonderbaufläche für Einzelhandel umwandeln werden. 

Maßgeblich für das Verfahren ist die Planzeichnung im Maßstab 1:5000. 

5.1 Geltender Flächennutzungsplan (Ausschnitt) 

 



6. ÄNDERUNG DES FLÄCHENNUTZUNGSPLANES 

PLANUNG UND BEGRÜNDUNG 

ENTWURFSFASSUNG VOM 04.10.2017  
 

SEITE 34 VON 109 

5.2 Geänderter Flächennutzungsplan (Ausschnitt) 

 
 




